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Stellungnahme
des Bundesrates

Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung und Stärkung der 
beruflichen Bildung

Der Bundesrat hat in seiner 979. Sitzung am 28. Juni 2019 beschlossen, zu dem Ge-

setzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu 

nehmen:

1. Zu Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa – neu – (§ 5 Absatz 1 

Nummer 3 BBiG)

In Artikel 1 Nummer 5 ist Buchstabe a wie folgt zu fassen: 

‚a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. die berufliche Handlungskompetenz mit den zugrundeliegenden be-

ruflichen Fertigkeiten, Kenntnissen und Fähigkeiten, die mindes-

tens Gegenstand der Berufsausbildung sind (Ausbildungsberufs-

bild).“ 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„…< weiter wie Gesetzentwurf >…“‘

Begründung: 

Die Aufnahme des Kompetenzbegriffs in das BBiG vollzieht gelebte Praxis im 
Berufsbildungsbereich auf der gesetzlichen Ebene nach. Die Hauptausschuss-
Empfehlung 160 sieht die Kompetenzorientierung in der Ordnung der Berufs-

juris Lex QS
21052024 ()



Drucksache 230/19 (Beschluss) - 2 - 

bildung vor. Mit der Umsetzung der Empfehlung finden die Kompetenzorien-
tierung und das Kompetenzverständnis des Deutschen Qualifikationsrahmens 
(DQR) Eingang in Ausbildungsordnungen. Hierfür wird nunmehr die erforder-
liche gesetzliche Grundlage geschaffen. 

Kompetenz bezeichnet im DQR die Fähigkeit und Bereitschaft der Einzelnen, 
Kenntnisse und Fertigkeiten sowie persönliche, soziale und methodische Fä-
higkeiten zu nutzen und sich durchdacht sowie individuell und sozial verant-
wortlich zu verhalten. Kompetenz wird in diesem Sinne als umfassende Hand-
lungskompetenz verstanden. Der DQR unterteilt Kompetenz in die Dimensio-
nen Fachkompetenz, differenziert nach Wissen und Fertigkeiten, und personale 
Kompetenz, differenziert nach Sozialkompetenz und Selbstständigkeit. Im 
Evaluierungsbericht zum BBiG aus dem Jahr 2016 wird empfohlen, die Auf-
nahme des Kompetenzverständnisses des DQR in die Ordnung der beruflichen 
Bildung gesetzlich zu unterlegen.

2. Zu Artikel 1 Nummer 8 (§ 7a Absatz 2 Satz 1 BBiG), 

Artikel 2 Nummer 5 (§ 27b Absatz 2 Satz 1 HwO) 

a) In Artikel 1 Nummer 8 sind in § 7a Absatz 2 Satz 1 nach den Wörtern „ver-

längert sich“ die Wörter „bei Bedarf“ einzufügen. 

b) In Artikel 2 Nummer 5 sind in § 27b Absatz 2 Satz 1 nach den Wörtern 

„verlängert sich“ die Wörter „bei Bedarf“ einzufügen. 

Begründung: 

Zu Buchstabe a: 

In der Regel umfassen Teilzeitausbildungen um die 30 Wochenstunden. Der 
Berufsschulunterricht bleibt ungekürzt. Das reicht vollkommen aus, um die 
praktischen und theoretischen Inhalte der Ausbildung zu vermitteln. Ein großer 
Teil der Menschen, die – um weitere Anforderungen mit der Ausbildung ver-
einbaren zu können – eine Teilzeitausbildung benötigen, ist überdurchschnitt-
lich gut organisiert. Die reine Stundenzahl der Ausbildungsdauer im prakti-
schen Bereich ist nicht qualitätsentscheidend, denn engagierte Ausbilder kön-
nen auch in der Verkürzung ausreichend Berufspraxis unter praktischer Anlei-
tung vermitteln. Eine Verlängerung der Ausbildungsdauer bei Teilzeit führt 
bisher bereits dazu, dass das letzte Berufsschuljahr inhaltsgleich wiederholt 
wird. 

Bundesweit zeigen Teilzeitausbildungsprojekte, dass die bisherige Zielgruppe 
der Familiensorgenden auch mit verkürzter Ausbildungszeit überwiegend gute 
Abschlüsse erzielt. Ein Teil zieht zusätzlich zur Reduzierung der Ausbildungs-
dauer noch die Prüfungen vor, was einer weiteren Reduzierung entspricht. 
Deshalb ist eine schematisch-regelhafte Verlängerung der Ausbildungsdauer 
nicht angemessen. Hier wäre jeweils der Einzelfall zu prüfen und nur bei Be-
darf entsprechend zu verlängern – sonst wird aus der Teilzeitausbildung letzt-
lich doch eine (gestreckte) Vollzeitausbildung. 
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Es geht ja gerade darum, dass nicht grundsätzlich die Ausbildungsdauer bis 
zum eineinhalbfachen verlängert wird, sondern nur dort, wo die Teilzeitausbil-
dung tatsächlich Ausbildungsdefizite mit sich bringen würde. 

Zu Buchstabe b: 

Die vorgeschlagene Änderung in Artikel 2 vollzieht die gewünschte Änderung 
im Berufsbildungsgesetz auch in der Handwerksordnung nach.

3. Zu Artikel 1 Nummer 8a – neu – (§ 16 Absatz 2 Satz 1a – neu – BBiG), 

Nummer 25 (§ 53b Absatz 5 – neu – , § 53c Absatz 5 – neu – ,

 § 53d Absatz 5 – neu – BBiG), 

Zu Artikel 2 Nummer 8 Buchstabe a – neu – (§ 31 Absatz 2 Satz 1a – neu – , 

1b – neu –, Absatz 3 HwO, 

Nummer 17 (§ 42b Absatz 5 – neu – , § 42c Absatz 5 – neu – ,

§ 42d Absatz 5 – neu – HwO)

a) Artikel 1 ist wie folgt zu ändern: 

aa) Nach Nummer 8 ist folgende Nummer 8a einzufügen: 

‚8a. In § 16 Absatz 2 wird nach Satz 1 folgender Satz eingefügt: 

„Auf dem Zeugnis ist zu vermerken, welchem Niveau im Deut-

schen und Europäischen Qualifikationsrahmen die erfolgreich ab-

geschlossene Berufsausbildung zugeordnet ist.“ ‘ 

bb) Nummer 25 ist wie folgt zu ändern: 

aaa) Dem § 53b ist folgender Absatz 5 anzufügen: 

„(5) Über das Bestehen der Prüfung der ersten beruflichen 

Fortbildungsstufe ist ein Zeugnis gemäß Anlage … auszustel-

len.“

bbb) Dem § 53c ist folgender Absatz 5 anzufügen: 

„(5) Über das Bestehen der Prüfung der zweiten berufli-

chen Fortbildungsstufe ist ein Zeugnis gemäß Anlage … auszu-

stellen.“

ccc) Dem § 53d ist folgender Absatz 5 anzufügen: 

„(5) Über das Bestehen der Prüfung der dritten beruflichen 

Fortbildungsstufe ist ein Zeugnis gemäß Anlage … auszustel-

len.“
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b) Artikel 2 ist wie folgt zu ändern: 

aa) Nummer 8 ist wie folgt zu fassen: 

‚8. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden nach Satz 1 folgende Sätze eingefügt: 

„Das Ergebnis berufsschulischer Leistungsfeststellungen ist auf 

dem Zeugnis auszuweisen. Auf dem Zeugnis ist zu vermerken, 

welchem Niveau im Deutschen und Europäischen Qualifikati-

onsrahmen die erfolgreich abgeschlossene Berufsausbildung 

zugeordnet ist.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Dem Zeugnis ist auf Antrag des Lehrlings (Auszubilden-

den) eine englischsprachige und eine französischsprachige 

Übersetzung beizufügen.“ ‘ 

bb) Nummer 17 ist wie folgt zu ändern: 

aaa) Dem § 42b ist folgender Absatz 5 anzufügen: 

„(5) Über das Bestehen der Prüfung der ersten beruflichen 

Fortbildungsstufe ist ein Zeugnis gemäß Anlage … auszustel-

len.“

bbb) Dem § 42c ist folgender Absatz 5 anzufügen: 

„(5) Über das Bestehen der Prüfung der zweiten berufli-

chen Fortbildungsstufe ist ein Zeugnis gemäß Anlage … auszu-

stellen.“

ccc) Dem § 42d ist folgender Absatz 5 anzufügen: 

„(5) Über das Bestehen der Prüfung der dritten beruflichen 

Fortbildungsstufe ist ein Zeugnis gem. Anlage … auszustel-

len.“

Begründung: 

Zu Buchstabe a: 

Zu Doppelbuchstabe aa: 

Um Qualifikationen in den Mitgliedstaaten der EU besser vergleichbar zu ma-
chen und damit der zunehmenden Mobilität in Europa Rechnung zu tragen,
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wurde der Europäische Qualifikationsrahmen (EQR) entwickelt. Die Umset-
zung für das Deutsche Bildungs- und Qualifikationssystem erfolgt durch den 
Deutschen Qualifikationsrahmen (DQR). Bezüge zwischen dem DQR und dem 
EQR stellen europaweite Transparenz sicher. Der DQR ordnet die formalen 
Qualifikationen des deutschen Bildungssystems acht Niveaus zu, die denen des 
EQR entsprechen. 

Langfristig sollen im DQR nicht nur schulische, akademische und berufliche, 
sondern auch non-formal und informell erworbene Qualifikationen abgebildet 
werden. So soll ein Rahmen für lebenslanges Lernen geschaffen werden. 

Der DQR soll das deutsche Qualifikationssystem transparenter machen und die 
Gleichwertigkeit insbesondere beruflicher und akademischer Abschlüsse sicht-
bar machen. Damit kann der DQR zu einer verbesserten Durchlässigkeit und zu 
einer höheren Attraktivität der beruflichen Bildung beitragen. Indem die 
Transparenz auch für die Arbeitgeberseite erhöht wird, kann der DQR außer-
dem einen Beitrag zur Fachkräftesicherung leisten. 

Seit 2014 erfolgt schrittweise die Ausweisung der DQR-/EQR-Niveaus auf neu 
ausgestellten Qualifikationsbescheinigungen. Damit setzt Deutschland die 
Empfehlung des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2008 
zur Einrichtung des Europäischen Qualifikationsrahmens für lebenslanges Ler-
nen um, Zertifikate im Bildungsbereich mit einem klaren Verweis auf das zu-
treffende Niveau des EQR zu versehen. Grundlage für die Umsetzung ist Arti-
kel 2 Absatz 1 des Gemeinsamen Beschlusses zum Deutschen Qualifikations-
rahmen für lebenslanges Lernen (Bundesanzeiger vom 20. November 2013). 
Seit 1. Januar 2014 wird in Zeugnissen von Abschluss-, Gesellen- und Um-
schulungs- sowie Fortbildungsprüfungen gemäß Berufsbildungsgesetz und 
Handwerksordnung die Zuordnung des Abschlusses zum jeweiligen Niveau im 
DQR und EQR ausgewiesen. Dem zugrunde liegt ein Beschluss des Hauptaus-
schusses des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB). 

Nunmehr wird eine gesetzliche Grundlage für die Angabe des DQR-Niveaus 
geschaffen. Damit wird Rechtssicherheit geschaffen und der wachsenden Be-
deutung des DQR Rechnung getragen. 

Zu Doppelbuchstabe bb: 

Um die Einheitlichkeit von Zeugnissen sicherzustellen, empfiehlt der BIBB-
Hauptausschuss in seiner Empfehlung Nummer 164 für alle anerkannten Fort-
bildungsabschlüsse ein einheitliches Zeugnismuster. Danach soll das jeweilige 
Zeugnis das Niveau des DQR ausweisen. Der Beschluss soll bis zu einer recht-
lichen Verankerung des DQR wirksam sein. Mit der vorgeschlagenen Formu-
lierung wird klargestellt, dass für die neuen Fortbildungsstufen im BBiG und 
der HwO die Vorgaben über die Zeugnisausstellung unmittelbar gelten. Das 
Zeugnismuster wird als Anlage zum Gesetz aufgenommen. 

Zu Buchstabe b Doppelbuchstabe aa: 

Die berufsbildenden Schulen sind gemäß § 2 Absatz 1 Nummer 2 BBiG Lern-
ort der dualen Berufsausbildung. Sie vermitteln die theoretischen Grundlagen 
für die berufliche Handlungsfähigkeit, welche in den Abschlussprüfungen der 
zuständigen Stellen ermittelt wird. Trotz ihrer wichtigen Stellung im System 
der dualen Berufsausbildung spielen die Lernergebnisse in den berufsbildenden
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Schulen am Ende der Ausbildung keine Rolle. Da die berufsbildenden Schulen 
und der Betrieb in der dualen Berufsausbildung gleichwertige Lernorte sind, 
muss sich die Dualität jedoch auch auf dem Abschlusszeugnis widerspiegeln. 
Deshalb reicht es nicht aus, die Berufsschulnoten nur auf Antrag des Auszubil-
denden auf dem Abschlusszeugnis auszuweisen. Für künftige Arbeitgeber sind 
die Berufsschulnoten eine wichtige Information, um einschätzen zu können, 
inwieweit der Bewerber über die theoretischen Grundlagen der beruflichen 
Handlungsfähigkeit verfügt. Zudem würde damit die Bedeutung des Lernorts 
berufsbildende Schule gestärkt und entsprechend seiner Funktion im dualen 
System angemessen berücksichtigt.

4. Zu Artikel 1 Nummer 11 (§ 19 Absatz 2 BBiG) 

In Artikel 1 Nummer 11 ist die Angabe „Absatz 5“ durch die Angabe  

„Absatz 6“ zu ersetzen.

Begründung: 

Der bisherige § 19 Absatz 2 verweist auf die Sachbezugswerte nach dem bis-
herigen § 17 Absatz 2. Der neue § 17 Absatz 5 betrifft jedoch die Mindest-
vergütung für Auszubildende in Teilzeitausbildung. Die Regelung zu den Sach-
bezugswerten findet sich im neuen § 17 Absatz 6.  

Offenbar enthält Artikel 1 Nummer 11 einen falschen Verweis und es ist  
eigentlich Absatz 6 gemeint. Dies soll korrigiert werden.

5. Zu Artikel 1 Nummer 13a – neu – (§ 30 Absatz 1 BBiG), 

Artikel 2 Nummer 01 – neu – (§ 22b Absatz 1 HwO), 

Nummer 30 Buchstabe b – neu – (§ 45 Absatz 3 HwO), 

Nummer 33 Buchstabe a – neu – (§ 51a Absatz 3 Satz 2 HwO)

a) Nach Artikel 1 Nummer 13 ist folgende Nummer einzufügen: 

,13a. In § 30 Absatz 1 werden nach dem Wort „Fähigkeiten“ die Wörter 

„einschließlich der Kompetenz zur Förderung von Integration und 

Inklusion“ eingefügt.‘ 

b) Artikel 2 ist wie folgt zu ändern: 

aa) Der Nummer 1 ist folgende Nummer voranzustellen: 

,01. In § 22b Absatz 1 werden nach dem Wort „Fähigkeiten“ die Wör-

ter „einschließlich der Kompetenz zur Förderung von Integration 

und Inklusion“ eingefügt.‘ 

bb) Nummer 30 ist wie folgt zu fassen:
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‚30. § 45 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 2 wird …< weiter wie Gesetzentwurf >… 

b) In Absatz 3 werden nach den Wörtern „berufs- und arbeitspä-

dagogischen Kenntnisse“ die Wörter „einschließlich der Kom-

petenz zur Förderung von Integration und Inklusion“ einge-

fügt.‘ 

cc) Nummer 33 ist wie folgt zu fassen: 

‚33. § 51a Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 werden nach den Wörtern „berufs- und arbeitspäda-

gogischen Kenntnisse“ die Wörter „einschließlich der Kompe-

tenz zur Förderung von Integration und Inklusion“ eingefügt.

b) Folgender Satz wird angefügt: 

…< weiter wie Gesetzentwurf >…‘

Begründung: 

Zu Buchstabe a: 

§ 30 Absatz 1 BBiG bestimmt in Verbindung mit § 28 Absatz 1 Satz 2 BBiG, 
dass zur Ausbildung von Auszubildenden fachlich nur geeignet ist, wer die be-
ruflichen sowie die berufs- und arbeitspädagogischen Fertigkeiten, Kenntnisse 
und Fähigkeiten besitzt, die für die Vermittlung der Ausbildungsinhalte erfor-
derlich sind.  

Durch die vorgesehene Ergänzung von § 30 BBiG wird erreicht, dass alle Aus-
bilderinnen und Ausbilder insbesondere auch über die „Kompetenz zur Förde-
rung von Integration und Inklusion“ verfügen müssen. Diese Kompetenz ist 
angesichts der demografischen Veränderungen und der aktuellen gesellschafts-
politischen Zielsetzungen von herausragender Bedeutung für die Qualität und 
den erfolgreichen Abschluss der Ausbildung. 

Immer mehr Jugendliche haben einen Migrationshintergrund. Sie sollen diesel-
ben Ausbildungschancen wie Jugendliche ohne Migrationshintergrund haben. 

Auch sollen möglichst viele Jugendliche mit Behinderungen Inklusion erfahren 
und eine Ausbildung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt erhalten. 

Integration und Inklusion setzen entsprechend kompetente und aufgeschlossene 
Ausbilderinnen und Ausbilder voraus. Die geforderte Integrations- und Inklu-
sionskompetenz trägt wesentlich dazu bei, dass der Betriebsalltag für alle Sei-
ten gut funktioniert, die Jugendlichen die Ausbildung erfolgreich abschließen 
und die Unternehmen sich das vorhandene Potenzial für benötigte Fachkräfte 
erschließen können.

Für alle Ausbilderinnen und Ausbilder sollte Integrations- und Inklusionskom-
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petenz selbstverständlich sein. 

Die Kompetenz zur Förderung von Integration und Inklusion ist den „berufs-
und arbeitspädagogischen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten“ zuzuord-
nen. Näheres hierzu kann daher auf der Grundlage von § 30 Absatz 5 BBiG 
durch das BMBF nach Anhörung des Hauptausschusses des Bundesinstituts für 
Berufsbildung in der Ausbilder-Eignungsverordnung (AEVO) geregelt werden. 

Zu Buchstabe b: 

Parallel zur Ergänzung von § 30 BBiG sind Ergänzungen in der Handwerks-
ordnung vorzunehmen. Soweit in den § 22b Absatz 1, § 45 Absatz 3 und § 51a 
Absatz 3 Satz 2 HwO auf berufs- und arbeitspädagogische Kenntnisse Bezug 
genommen wird, ist hier jeweils ebenfalls zu ergänzen, dass diese insbesondere 
die Kompetenz zur Förderung von Integration und Inklusion umfassen. 

Näheres kann in § 4 der Verordnung über die Meisterprüfung in den Teilen III 
und IV im Handwerk und in handwerksähnlichen Gewerben (Allgemeine 
Meisterprüfungsverordnung – AMVO) bestimmt werden. Hier sind die vom 
Meisterprüfling nachzuweisenden berufs- und arbeitspädagogischen Kenntnis-
se beschrieben. Diese sind weitgehend identisch mit den Inhalten der AEVO. 
Die AMVO wird vom BMWi im Einvernehmen mit dem BMBF erlassen.

6. Zu  Artikel 1 Nummer 14 (§ 34 Absatz 2 Nummer 1, 2, 5, 6 BBiG), 

Nummer 33 (§ 88 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a, f, l, 

Absatz 2 – neu – bis 6 – neu – BBiG), 

Artikel 2 Nummer 7a – neu – (§ 28 Absatz 8 HwO), 

Nummer 39 Buchstabe b (Anlage D Abschnitt III Nummer 3 

Buchstabe a, Nummer 4 HwO)

a) Artikel 1 ist wie folgt zu ändern: 

aa) In Nummer 14 ist § 34 Absatz 2 wie folgt zu ändern: 

aaa) In Nummer 1 ist nach dem Wort „Vorname,“ das Wort „Ge-

burtsname,“ und nach dem Wort „Geburtsdatum,“ das Wort 

„Geburtsort,“ einzufügen. 

bbb) In Nummer 2 ist nach dem Wort „vorherige“ das Wort „schuli-

sche“ einzufügen. 

ccc) In Nummer 5 sind nach dem Wort „Studiums“ die Wörter 

„nach diesem Gesetz oder nach der Handwerksordnung“ einzu-

fügen. 

ddd) In Nummer 6 sind nach dem Wort „Verkürzung“ die Wörter 

„oder Verlängerung“ einzufügen. 
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bb) In Nummer 33 ist § 88 wie folgt zu ändern: 

aaa) Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 ist wie folgt zu ändern: 

aaaa) Im Satzteil vor Buchstabe a sind nach dem Wort „Bun-

desstatistik“ die Wörter „wird als Verlaufsstatistik ge-

führt und“ einzufügen. 

bbbb) In Buchstabe a ist das Wort „Geburtsjahr“ durch das 

Wort „Geburtsdatum“ zu ersetzen. 

cccc) In Buchstabe f sind nach dem Wort „Verkürzung“ die 

Wörter „oder Verlängerung“ einzufügen. 

dddd) In Buchstabe l sind nach dem Wort „Studium“ die 

Wörter „nach diesem Gesetz oder nach der Hand-

werksordnung“ einzufügen. 

bbb) Absatz 2 ist zu streichen. 

ccc) Nach Absatz 1 sind folgende Absätze 2 bis 6 einzufügen: 

„(2) Das jeweils zuständige statistische Landesamt bildet 

für jeden Auszubildenden und jede Auszubildende, jeden Prü-

fungsteilnehmenden und jede Prüfungsteilnehmende in der be-

ruflichen Bildung mit Ausnahme der durch Absatz 1 Satz 1 

Nummer 1 erfassten Ausbildungsverträge ein eindeutiges ver-

schlüsseltes und nicht rückverfolgbares Pseudonym nach dem 

jeweiligen Stand der Technik aus den Angaben zu Geschlecht 

und Geburtsdatum nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe 

a sowie den Hilfsmerkmalen nach Absatz 6 Satz 2.

(3) Das Pseudonym wird spätestens nach Abschluss der 

statistischen Aufbereitung erstellt. Die Einzelangaben nach Ab-

satz 1 werden mit den Pseudonymen auf einem sicheren Kom-

munikationsweg nach dem jeweiligen Stand der Technik an ei-

ne zentrale Datenbank im statistischen Verbund des Bundes 

und der Länder übermittelt und dort gespeichert. Das Statisti-

sche Bundesamt, die statistischen Ämter der Länder und das 

Bundesinstitut für Berufsbildung dürfen die Datenbank in ih-

rem jeweiligen Zuständigkeitsbereich für Auswertungen im 

Rahmen der Berufsbildungsberichterstattung sowie der For-
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schungsberichterstattung nutzen. Eine Übermittlung der Pseu-

donyme an weitere Dritte ist unzulässig. 

(4) Mit Hilfe der Pseudonyme dürfen die Einzelangaben 

nach Absatz 1 mit den entsprechenden Einzelangaben zurück-

liegender Jahre in der beruflichen Bildung von den statistischen 

Ämtern des Bundes und der Länder sowie dem Bundesinstitut 

für Berufsbildung für ihren jeweiligen Zuständigkeitsbereich 

zusammengeführt werden, um Analysen über Verläufe in der 

beruflichen Bildung durchzuführen. 

(5) Die Pseudonyme sowie die in Absatz 4 dargestellten 

Zusammenführungen werden achtzehn Jahre nach dem letzten 

Berufsabschluss, der Auflösung des Ausbildungsverhältnisses 

oder der Löschung des Berufsausbildungsvertrages gelöscht. 

(6) Hilfsmerkmale sind Name und Anschrift der Aus-

kunftspflichtigen, die laufenden Nummern der Datensätze zu 

den Auszubildenden, zu den Prüfungsteilnehmenden mit Aus-

nahme der durch Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 erfassten Ausbil-

dungsverträge und zu den Ausbildern und Ausbilderinnen so-

wie die Betriebsnummer der Ausbildungsstätte nach § 18i Ab-

satz 1 oder § 18k Absatz 1 des Vierten Buches Sozialgesetz-

buch. Weitere Hilfsmerkmale sind Name, Vorname, Geburts-

name und Geburtsort der Auszubildenden und Prüfungsteil-

nehmenden mit Ausnahme der durch Absatz 1 Satz 1 Num-

mer 1 erfassten Ausbildungsverträge. Die Hilfsmerkmale sind 

zum frühestmöglichen Zeitpunkt, spätestens jedoch nach Ab-

schluss der wiederkehrenden Erhebung, zu löschen. Sollte eine 

feste Personennummer für statistische Datenmeldungen einge-

führt werden, tritt diese an die Stelle der in Satz 2 genannten 

Hilfsmerkmale. Die Merkmale nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 

Buchstabe e Wirtschaftszweig, Amtlicher Gemeindeschlüssel 

und geografische Gitterzelle dürfen durch die statistischen Äm-

ter des Bundes und der Länder sowie das Bundesinstitut für Be-

rufsbildung mittels des Hilfsmerkmals Betriebsnummer der 

Ausbildungsstätte nach § 18i Absatz 1 oder § 18k Absatz 1 des 

Vierten Buches Sozialgesetzbuch aus den Daten des Statistik-

registers nach § 13 Absatz 1 des Bundesstatistikgesetzes ermit-
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telt werden und mit den Daten nach Absatz 1 Satz 1 und nach 

Absatz 6 Satz 1 zusammengeführt werden.“

b) Artikel 2 ist wie folgt zu ändern: 

aa) Nach Nummer 7 ist folgende Nummer 7a einzufügen: 

‚7a. In § 28 Absatz 8 wird die Angabe „Abs. 2“ durch die Angabe „Ab-

satz 6“ ersetzt.‘

bb) In Nummer 39 Buchstabe b ist Anlage D Abschnitt III wie folgt zu än-

dern:

aaa) In Nummer 3 Buchstabe a ist nach dem Wort „Geburtsdatum,“ 

das Wort „Geburtsort,“ und nach dem Wort „vorherige“ das 

Wort „schulische“ einzufügen. 

bbb) In Nummer 4 sind die Wörter „ausbildungsintegrierendes dua-

les Studium“ durch die Wörter „Berufsausbildung im Rahmen 

eines ausbildungsintegrierenden dualen Studiums nach diesem 

Gesetz oder nach dem Berufsbildungsgesetz“ zu ersetzen und 

nach dem Wort „Verkürzung“ sind die Wörter „oder Verlänge-

rung“ einzufügen.

Begründung: 

Die Berufsbildungsstatistik stellt eine zentrale Datenquelle für die Planung und 
Ordnung der Berufsbildung, die Berufsbildungspraxis und die Berufsbildungs-
forschung dar. Ein erheblicher Mangel besteht darin, dass vollständige Ausbil-
dungsverläufe innerhalb des Systems der dualen Berufsausbildung nicht bei 
Vertragslösungen oder mehreren Ausbildungsverträgen einer Person erfasst 
werden (Mehrfachausbildung/Fortführung einer zweijährigen Ausbildung). Die 
Daten aus den verschiedenen Verträgen einer Person können nicht verknüpft 
werden. Außerdem können Datenmeldungen verschiedener Berichtsjahre zum 
gleichen Vertrag nicht verknüpft werden, sodass Änderungen von Vertrags-
merkmalen nicht nachvollzogen werden können (zum Beispiel beim Wechsel 
von Vollzeit- zur Teilzeitausbildung). 

Im Rahmen der vorgeschlagenen Verlaufsstatistik erfolgt eine Verknüpfung 
der sowieso jährlich erhobenen Daten zu verschiedenen Ausbildungsverhält-
nissen.  

Damit können insbesondere Ausbildungsverläufe innerhalb des Systems der 
dualen Berufsausbildung auch im Falle von Vertragslösungen oder mehreren 
Ausbildungsverträgen einer Person erfasst werden. Vertragslösungen können 
von „echten“ Ausbildungsabbrüchen unterschieden werden. Damit kann die in 
der Öffentlichkeit oft in ihrer Dimension überzogene Darstellung von Aus-

juris Lex QS
21052024 ()



Drucksache 230/19 (Beschluss) - 12 -

bildungsabbrüchen vermieden werden. Einem Imageschaden der dualen Be-
rufsausbildung kann so vorgebeugt werden. 

Die Weiterentwicklung der Berufsbildungsstatistik analog zur Hochschul-
statistik nach dem Hochschulstatistikgesetz trägt der Gleichwertigkeit von be-
ruflicher und akademischer Bildung Rechnung. Sowohl die Wirtschafts-
ministerkonferenz als auch die Arbeits- und Sozialministerkonferenz haben mit 
ihren Beschlüssen vom 29./30. Juni 2017 beziehungsweise 
6./7. Dezember 2017 eine Weiterentwicklung der Berufsbildungsstatistik zu ei-
ner Verlaufsstatistik gefordert. Ihre Umsetzung ist daher längst überfällig und 
sollte anlässlich der BBiG-Novelle dringend vollzogen werden. 

Den Anforderungen an den Datenschutz wird mit den vorgesehenen statis-
tischen Methoden Rechnung getragen. Analog zur Einführung der Verlaufs-
statistik für die Hochschulstatistik nach dem Hochschulstatistikgesetz werden 
hierfür über die Erhebung von auszubildendenbezogenen Hilfsmerkmalen ein-
deutige, nicht rückverfolgbare Pseudonyme gebildet. Rückschlüsse auf Einzel-
personen und deren Ausbildungsverläufe innerhalb des Berufsbildungssystems 
sind somit nicht möglich und auch nicht von Interesse. 

§ 88 BBiG-E regelt, welche Merkmale die jährliche Bundesstatistik erfasst und 
wie die Verlaufsstatistik zu führen ist. Um den Aufwand für die auskunfts-
pflichtigen zuständigen Stellen zu begrenzen, sollten möglichst alle zu melden-
den Merkmale, die in § 88 BBiG-E geregelt sind, im Verzeichnis der Berufs-
ausbildungsverhältnisse nach § 34 BBiG-E enthalten sein. Deshalb sieht der 
Gesetzentwurf die Harmonisierung beider Paragraphen vor. Die Weiterent-
wicklung zur Verlaufsstatistik macht jedoch die zusätzliche Erfassung der 
Hilfsmerkmale Geburtsname und Geburtsort nach § 88 Absatz 2 BBiG-E er-
forderlich. Durch den Vorschlag wird § 34 BBiG-E deswegen um diese An-
gaben ergänzt. Angesichts des Harmonisierungsvorhabens des Bundes und des 
zusätzlichen Erkenntnisgewinns auch für die zuständigen Stellen ist der zusätz-
liche Verwaltungsaufwand als gering einzustufen.  

Zudem macht die Verlaufsstatistik die Erhebung des Merkmals „vorherige  
Berufsausbildung“ in § 34 Absatz 2 Nummer 2 BBiG-E insoweit überflüssig, 
als es die duale Berufsausbildung betrifft. Lediglich hinsichtlich der schuli-
schen Berufsausbildung ist noch die Erfassung erforderlich. Mit dieser Ein-
schränkung des Erhebungsmerkmals verringert sich der Erhebungsaufwand für 
die zuständigen Stellen und die statistischen Ämter der Länder enorm. Bis-
herige Erfahrungen mit der Berufsbildungsstatistik haben gezeigt, dass insbe-
sondere die Angaben zu vorheriger dualer Berufsausbildung mit erheblichem 
Aufwand aufgrund von Plausibilisierungen und Rückfragen bei Unstimmig-
keiten der Datenmeldungen verbunden sind. 

In Summe dient die Weiterentwicklung der Berufsbildungsstatistik zu einer 
Verlaufsstatistik damit auch dem Bürokratieabbau.  

Die Ausführungen zu § 34 BBiG-E gelten entsprechend für Anlage D  
Abschnitt III HwO-E (Lehrlingsrolle) mit der Ausnahme, dass hier der Ge-
burtsname nach dem Gesetzentwurf bereits erfasst ist. Damit ist der zusätzliche 
Verwaltungsaufwand für die Handwerkskammern noch geringer.
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7. Zu Artikel 1 Nummer 14 (§ 34 Absatz 2 Nummer 2 BBiG) 

In § 34 Absatz 2 Nummer 2 sind die Wörter „Qualifizierung oder beruflicher 

Grundbildung“ durch die Wörter „oder beruflicher Qualifizierung“ zu ersetzen.

Begründung: 

In § 34 Absatz 2 BBiG wird bestimmt, welche Eintragungen das Verzeichnis 
der Berufsausbildungsverhältnisse umfasst. Dabei wird in § 34 Absatz 2 
Nummer 2 BBiG-E die vorausgegangene Teilnahme an berufsvorbereitender 
Qualifizierung oder beruflicher Grundbildung aufgeführt. Die berufliche 
Grundbildung ist mit der Änderung des BBiG in 2005 mit dem Wegfall der 
Anrechnungsverordnungen bis spätestens 2007 nicht mehr ländereinheitlich 
durch ein Bundesgesetz vorgegeben. Vor diesem Hintergrund wird eine den 
Regelungen aller Länder entsprechende Formulierung für notwendig erachtet. 
Diese ist durch den Ersatz des Wortes „Grundbildung“ durch das Wort „Quali-
fizierung“ möglich, da diese alle in den Ländern durchaus unterschiedlich vor-
gesehenen Bildungsgänge und länderspezifischen Anrechnungsverordnungen 
abdeckt. Die erforderliche Abgrenzung zu dem Begriff „Berufsausbildung“ ist 
gegeben, da diese unter § 34 Absatz 2 Nummer 2 BBiG-E in der Aufzählung 
direkt folgt.

8. Zu Artikel 1 Nummer 16 (§ 37 Absatz 3 Satz 2, 3 BBiG) 

In Artikel 1 Nummer 16 § 37 Absatz 3 sind Satz 2 und 3 durch folgenden Satz 

zu ersetzen:

„Das Ergebnis berufsschulischer Leistungsfeststellungen ist als Durchschnitts-

note auf dem Zeugnis auszuweisen, sofern die oder der Auszubildende dem 

nicht durch Antrag widerspricht.“

Begründung: 

Der regelmäßige Berufsschulbesuch ist für das Erreichen des Ausbildungsziels 
erforderlich. Hier werden Schülerinnen und Schülern berufsbezogene und be-
rufsübergreifende Lerninhalte vermittelt. Es ist daher angezeigt, die an diesem 
Lernort erbrachten Leistungen im Abschlusszeugnis auszuweisen.  

In den Ländern haben sich zwischen den zuständigen Stellen und den Berufs-
schulen Verfahren zur Übermittlung der Berufsschulabschlussnote etabliert, die 
auch weiterhin Anwendung finden können. Die im Gesetzentwurf vorgesehene 
„Antragsregelung“ entspricht nicht der Bedeutung des Lernortes Berufsschule. 
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9. Zu Artikel 1 Nummer 16a – neu – (§ 38 Satz 2, 3 BBiG) 

In Artikel 1 ist nach Nummer 16 folgende Nummer einzufügen: 

‚16a. In § 38 werden Satz 2 und 3 durch folgenden Satz ersetzt: 

„In ihr soll der Prüfling nachweisen, dass er die an den Lernorten der 

Berufsausbildung geförderte Handlungskompetenz erworben hat und 

damit die erforderlichen beruflichen Fertigkeiten beherrscht und die 

notwendigen beruflichen Kenntnisse und Fähigkeiten besitzt.“‘

Begründung: 

In § 38 BBiG wird hinsichtlich des Prüfungsgegenstandes beschrieben, was 
durch die Abschlussprüfung festzustellen ist. Dabei wird mit Blick auf den Be-
rufsschulunterricht ein sowohl einschränkender als auch veralteter Begriff ge-
nutzt (wesentlicher Lehrstoff), was die Bedeutung der Lernorte nicht angemes-
sen zum Ausdruck bringt. Darüber hinaus wird weiterhin der zwischenzeitlich 
etablierte Begriff der Handlungskompetenz ignoriert. Dessen Nutzung im 
Rahmen der Ausbildungsordnungen war bei der Entwicklung der Handlungs-
empfehlung 160 des Hauptausschusses des Bundesinstituts für Berufsbildung 
mit dem Hinweis verwehrt worden, dass der Begriff der Handlungskompetenz 
zunächst innerhalb des Berufsbildungsgesetzes aufgenommen worden sein 
müsse.  

Vor dem Hintergrund, dass auch über die Rahmenlehrpläne der KMK, die ge-
meinsam mit allen Ausbildungsordnungen im Bundesgesetzblatt nach gemein-
samer Verabschiedung durch Bundesregierung und Länder im Bund-Länder-
Koordinierungsausschuss veröffentlicht werden, der Begriff der Handlungs-
kompetenz bereits als tradiert zu bezeichnen ist, ist es erforderlich, die konse-
quente Nutzung des Begriffes auch im BBiG zu verankern. 

10. Zu Artikel 1 Nummer 17 (§ 39 Absatz 1 Satz 3 – neu – BBiG), 

Artikel 2 Nummer 9  (§ 33 Absatz 1 Satz 2a – neu – HwO)

a) In Artikel 1 Nummer 17 ist dem § 39 Absatz 1 folgender Satz anzufügen: 

„Eine zuständige Stelle kann einer anderen zuständigen Stelle mit deren 

Einverständnis Prüflinge zur Prüfung überstellen.“ 

b) In Artikel 2 Nummer 9 ist in § 33 Absatz 1 nach Satz 2 folgender Satz ein-

zufügen: 

„Eine Handwerkskammer kann einer anderen Handwerkskammer mit deren 

Einverständnis Prüflinge zur Prüfung überstellen.“

juris Lex QS
21052024 ()



- 15 - Drucksache 230/19 (Beschluss)

Begründung: 

Bei sehr kleinen Prüfungsteilnehmerzahlen, für die sich die Errichtung von 
Prüfungsausschüssen nicht lohnt, sowie auf ausdrücklichen Wunsch von Prüf-
lingen und Ausbildungsbetrieben besteht in der Praxis das Bedürfnis nach 
Überstellung von Prüflingen zu einer anderen, in der Regel benachbarten, zu-
ständigen Stelle beziehungsweise Handwerkskammer. Der Wunsch ist in der 
Regel dadurch begründet, dass der Berufsschulstandort außerhalb des Gebiets 
der für die Registrierung des Lehrvertrags zuständigen Stelle liegt.

11. Zu Artikel 1 Nummer 18 (§ 40 Absatz 6 Satz 1 BBiG), 

Artikel 2 Nummer 10 Buchstabe d (§ 34 Absatz 9 Satz 1 HwO)

a) In Artikel 1 Nummer 18 ist § 40 Absatz 6 Satz 1 wie folgt zu fassen: 

„Die Tätigkeit im Prüfungsausschuss, in einer Prüferdelegation oder als 

Prüfungsaufsicht ist ehrenamtlich.“ 

b) In Artikel 2 Nummer 10 Buchstabe d ist § 34 Absatz 9 Satz 1 wie folgt zu 

fassen: 

„Die Tätigkeit im Prüfungsausschuss, in einer Prüferdelegation oder als 

Prüfungsaufsicht ist ehrenamtlich.“

Begründung: 

§ 40 Absatz 6 Satz 1 BBiG-E beziehungsweise § 34 Absatz 9 Satz 1 HwO 
stellen klar, dass die Tätigkeit im Prüfungsausschuss oder in einer Prüfer-
delegation ehrenamtlich ist. Um die Prüfungsorganisation vollumfänglich und 
rechtssicher zu gewährleisten, muss die bisher nicht berücksichtigte Personen-
gruppe der Prüfungsaufsichten hier ebenfalls genannt und damit klargestellt 
werden, dass es sich auch bei der Prüfungsaufsicht um eine ehrenamtliche Tä-
tigkeit handelt. Die Tätigkeit der Prüfungsaufsichten besteht dabei nicht nur in 
der Überwachung von Prüfungsteilnehmern während der Leistungsabnahme, 
sondern umfasst auch sonstige vor- und nachgelagerte Aufgaben wie zum Bei-
spiel das Sortieren und Kommissionieren von Prüfungsunterlagen, Transport 
der Prüfungsunterlagen zu und vom Prüfungsort, Vorbereitung des Prüfungs-
raumes etc.

12. Zu Artikel 1 Nummer 18 (§ 40 Absatz 6 Satz 1a – neu – bis 1c – neu – BBiG) 

In Artikel 1 Nummer 18 sind in § 40 Absatz 6 nach Satz 1 folgende Sätze ein-

zufügen: 

„Niemand darf in der Übernahme oder Ausübung des Amtes als Mitglied oder 

Stellvertreter eines Prüfungsausschusses oder einer Prüferdelegation beschränkt
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oder wegen der Übernahme oder Ausübung des Amtes benachteiligt werden. 

Mitglieder in Prüfungsausschüssen oder Prüferdelegationen und deren Stellver-

treter sind für die Zeit ihrer Prüfertätigkeit von ihrem Arbeitgeber von der Ar-

beitsleistung freizustellen. Die Kündigung eines Arbeitsverhältnisses wegen der 

Übernahme oder Ausübung des Amtes ist unzulässig.“

Begründung: 

Das ehrenamtliche Prüfungswesen ist ein Grundpfeiler des Systems der dualen 
Berufsausbildung und der dualen Fortbildung in Deutschland. Die paritätische 
Besetzung der Prüfungsausschüsse und die Anforderungen an die Qualifikation 
der Prüferinnen und Prüfer sichern die hohe Qualität der Abschlussprüfungen. 
Das ehrenamtliche Prüfungswesen gerät jedoch in der Praxis zunehmend unter 
Druck. 

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) stellt in seinem 
Evaluierungsbericht zum Berufsbildungsgesetz (BBiG) vom 23. März 2016 
fest, dass die zuständigen Stellen immer öfter Probleme haben, genügend  
Prüferinnen und Prüfer für die Prüfungsausschüsse zu gewinnen. Insbesondere 
für Arbeitnehmervertreter sei es schwierig, von ihrem Arbeitgeber eine Frei-
stellung für die Prüfertätigkeit zu erhalten. 

Mit den in Artikel 1 Nummern 17 bis 19 des Gesetzentwurfs vorgeschlagenen 
Regelungen zur Durchführung der Prüfungen soll deshalb die Flexibilität beim 
Einsatz von Prüfern erhöht werden. Das reicht aber nicht aus. Darüber hinaus 
ist eine gesetzliche Pflicht zur Freistellung der Prüfer und Prüferinnen erforder-
lich. Nur so kann sichergestellt werden, dass sich zum einen genügend Prüfer 
und Prüferinnen der Arbeitnehmerseite zur Mitarbeit im Prüfungswesen bereit-
erklären, weil sie keine beruflichen Nachteile befürchten müssen. Zum anderen 
wird die Funktionsfähigkeit des Prüfungswesens aufrechterhalten, weil gesetz-
lich klargestellt ist, dass die Prüferinnen und Prüfer in der konkreten Prüfungs-
situation auch tatsächlich zur Verfügung stehen werden. 

Damit Ausbildungsbetriebe, welche Prüferinnen und Prüfer bereitstellen, nicht 
doppelt belastet werden, haben die zuständigen Stellen die Möglichkeit, für 
diese Betriebe geringere Prüfungsgebühren festzusetzen und die Prüfungs-
kosten über die allgemeinen Kammerbeiträge auf alle Mitgliedsunternehmen 
umzulegen. Dies wird von den Industrie- und Handelskammern beziehungs-
weise Handwerkskammern zum Teil bereits heute so praktiziert. 

13. Zu Artikel 1 Nummer 19 (§ 42 Absatz 2 Satz 2 BBiG), 

Artikel 2 Nummer 11 (§ 35a Absatz 2 Satz 2 HwO) 

a) In Artikel 1 Nummer 19 ist in § 42 Absatz 2 Satz 2 die Angabe „und 2“ 

durch die Angabe „,2 und 7“ zu ersetzen.
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b) In Artikel 2 Nummer 11 ist in § 35a Absatz 2 Satz 2 die Angabe „und 2“ 

durch die Angabe „,2 und 10“ zu ersetzen.

Begründung: 

Für die Zusammensetzung von Prüfungsausschüssen enthält § 40 Absatz 1  
und 2 BBiG-E ein Regelungsregime, wonach der Prüfungsausschuss aus min-
destens drei Mitgliedern besteht (Absatz 1) und ihm grundsätzlich Beauftragte 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer in gleicher Zahl sowie mindestens eine 
Lehrkraft einer berufsbildenden Schule angehören (Absatz 2). Von dem 
Grundsatz des Absatzes 2 lässt Absatz 7 eine Ausnahme zu, wenn anderenfalls 
die erforderliche Zahl von Mitgliedern des Prüfungsausschusses nicht berufen 
werden kann. 

Für die Zusammensetzung von Prüferdelegationen verweist § 42  
Absatz 2 Satz 2 BBiG-E zwar auf die Vorschriften für die Prüfungsausschüsse 
nach § 40 Absatz 1 und 2 BBiG-E, nicht jedoch auf Absatz 7. Ein Grund dafür, 
warum die Ausnahmevorschrift nach Absatz 7 zwar auf Prüfungsausschüsse 
anwendbar ist, nicht jedoch auf Prüferdelegationen, ist nicht ersichtlich. Dies 
ist auch deshalb nicht schlüssig, weil der Prüfungsausschuss mehr Kompeten-
zen hat als die Prüferdelegation. Sofern man in der Anwendung des Absatzes 7 
die Gefahr einer Umgehung der Grundsätze für die Zusammensetzung der 
Gremien nach Absatz 2 erblicken könnte, hätte der Gesetzgeber die Aus-
nahmeregelung eher beim Prüfungsausschuss ausschließen müssen, weil dieser 
über mehr Kompetenzen verfügt als die Prüferdelegation. Denn der Prüfungs-
ausschuss hat neben der Möglichkeit, einzelne Prüfungsleistungen selbst abzu-
nehmen und zu bewerten, zusätzlich die Pflicht, die Gesamtnote und das  
Bestehen oder Nichtbestehen der Abschlussprüfung zu beschließen. 

Der Anwendungsbereich des § 40 Absatz 7 BBiG ist deshalb durch die vorge-
schlagene Erweiterung des § 42 Absatz 2 Satz 2 BBiG-E auch auf die  
Prüfungsdelegation zu erweitern. 

Die Ausführungen zu § 42 Absatz 2 Satz 2 in Verbindung mit § 40 Absatz 1, 2 
und 7 BBiG-E gelten sinngemäß auch für § 35a Absatz 2 Satz 2 in Verbindung 
mit § 34 Absatz 1, 2 und 10 (neu, siehe Artikel 2 Nummer 10 Buchstabe e) 
HwO-E.

14. Zu Artikel 1 Nummer 19 (§ 42 Absatz 3 Satz 1 BBiG), 

Artikel 2 Nummer 11 (§ 35a Absatz 3 Satz 1 HwO) 

a) In Artikel 1 Nummer 19 ist in § 42 Absatz 3 Satz 1 das Wort „Prüfung“ 

durch die Wörter „einzelnen Prüfungsleistung“ zu ersetzen. 

b) In Artikel 2 Nummer 11 ist in § 35a Absatz 3 Satz 1 das Wort „Prüfung“ 

durch die Wörter „einzelnen Prüfungsleistung“ zu ersetzen.
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Begründung: 

In § 42 Absatz 3 Satz 1 BBiG-E beziehungsweise in § 35a Absatz 3 Satz 1 
HwO-E sollte auf die Vorgabe verzichtet werden, dass der Prüfungsausschuss 
vor Beginn der Prüfung über die Bildung von Prüferdelegationen zu entschei-
den hat. Der Zeitpunkt „vor Beginn der Prüfung“ ist im Regelfall im zweiten 
Ausbildungsjahr vor der sogenannten Teil 1-Prüfung angesiedelt. Die Prü-
fungszeitpunkte von Teil 1, Teil 2 und gegebenenfalls weiteren Prüfungsleis-
tungen erstrecken sich über mehrere Jahre und hängen teilweise von den Ent-
scheidungen beziehungsweise Leistungen der Prüflinge ab (zum Beispiel bei 
Zusatzqualifikationen, Wiederholungsprüfungen). Eine detaillierte Planbarkeit 
der Delegationen über einen mehrjährigen Zeithorizont im Voraus ist kaum 
möglich. Vor allem im Hinblick auf die Verfügbarkeit der Mitglieder ist dies 
problematisch. Durch die vorgeschlagene Änderung soll die Möglichkeit ge-
schaffen werden, Delegationen für die jeweilige Prüfungsleistung (zum Bei-
spiel Teilprüfungen Teil 1, Teil 2) zu verschiedenen Zeitpunkten im Rahmen 
der Prüfungsabnahme zu bilden, um auf kurzfristige Erfordernisse reagieren zu 
können. Damit ist auch bei gestreckten Prüfungsleistungen sichergestellt, dass 
es auf die einzelne Prüfungsleistung ankommt und nicht auf den Beginn der 
Teil 1-Prüfung. Ohne die vorgeschlagene Änderung liefe die vom Gesetzgeber 
beabsichtigte Flexibilisierung bei der gestreckten Abschlussprüfung ins Leere.

15. Zu Artikel 1 Nummer 19 (§ 42 Absatz 5 BBiG), 

Artikel 2 Nummer 11 (§ 35a Absatz 5 HwO)

a) In Artikel 1 Nummer 19 ist § 42 Absatz 5 wie folgt zu fassen: 

„(5) Der Prüfungsausschuss oder die Prüferdelegation kann einver-

nehmlich die Abnahme und Bewertung einzelner, nicht ausschließlich 

mündlich zu erbringender Prüfungsleistungen so vornehmen, dass zwei sei-

ner oder ihrer Mitglieder die Prüfungsleistungen selbständig und unabhän-

gig bewerten. Weichen die auf der Grundlage des in der Prüfungsordnung 

vorgesehenen Bewertungsschlüssels erfolgten Bewertungen der beiden Prü-

fenden um nicht mehr als 10 Prozent der erreichbaren Punkte voneinander 

ab, so errechnet sich die endgültige Bewertung aus dem Durchschnitt der 

beiden Bewertungen. Bei schriftlichen und solchen Prüfungsleistungen, de-

ren Bewertung unabhängig von der Anwesenheit bei der Erbringung erfol-

gen kann, erfolgt bei einer größeren Abweichung die endgültige Bewertung 

durch ein vorab bestimmtes weiteres Mitglied des Prüfungsausschusses  

oder der Prüferdelegation. Bei sonstigen Prüfungsleistungen nach Satz 1 er-

folgt bei einer größeren Abweichung die endgültige Bewertung durch ein 

vorab bestimmtes Mitglied des Prüfungsausschusses oder der Prüfungs-

delegation nach Anhörung der Prüfenden und Einsichtnahme in deren
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Prüfungsdokumentation. Dabei darf die höhere Bewertung nicht überschrit-

ten und die niedrigere Bewertung nicht unterschritten werden.“

b) In Artikel 2 Nummer 11 ist § 35a Absatz 5 wie folgt zu fassen: 

„(5) Der Prüfungsausschuss oder die Prüferdelegation kann einver-

nehmlich die Abnahme und Bewertung einzelner, nicht ausschließlich 

mündlich zu erbringender Prüfungsleistungen so vornehmen, dass zwei sei-

ner oder ihrer Mitglieder die Prüfungsleistungen selbständig und unabhän-

gig bewerten. Weichen die auf der Grundlage des in der Prüfungsordnung 

vorgesehenen Bewertungsschlüssels erfolgten Bewertungen der beiden Prü-

fenden um nicht mehr als 10 Prozent der erreichbaren Punkte voneinander 

ab, so errechnet sich die endgültige Bewertung aus dem Durchschnitt der 

beiden Bewertungen. Bei schriftlichen und solchen Prüfungsleistungen, de-

ren Bewertung unabhängig von der Anwesenheit bei der Erbringung erfol-

gen kann, erfolgt bei einer größeren Abweichung die endgültige Bewertung 

durch ein vorab bestimmtes weiteres Mitglied des Prüfungsausschusses 

oder der Prüferdelegation. Bei sonstigen Prüfungsleistungen nach Satz 1 er-

folgt bei einer größeren Abweichung die endgültige Bewertung durch ein 

vorab bestimmtes Mitglied des Prüfungsausschusses oder der Prüfungs-

delegation nach Anhörung der Prüfenden und Einsichtnahme in deren  

Prüfungsdokumentation. Dabei darf die höhere Bewertung nicht überschrit-

ten und die niedrigere Bewertung nicht unterschritten werden.“

Begründung: 

In der Gesetzesbegründung zum Berufsbildungsreformgesetz (BT-Drucksache 
15/3980) wurde als Grund für die Einführung des Berichterstatterprinzips (als 
Ausnahme zum Kollegialprinzip) ausdrücklich der hohe Aufwand bei der Ab-
nahme und Bewertung von praktischen Prüfungsteilen genannt (vergleiche  
Seite 51).  

Der im vorliegenden Entwurf neu gefasste § 42 Absatz 5 Satz 1 BBiG-E sieht 
vor, dass zwei Mitglieder des Prüfungsausschusses beziehungsweise der Prü-
ferdelegation die Abnahme und Bewertung einzelner schriftlicher und sonstiger 
Prüfungsleistungen, deren Bewertung unabhängig von der Anwesenheit bei der 
Erbringung erfolgen kann, vornehmen können. Nach dieser Formulierung wäre 
jedoch zukünftig die Entlastung des Ehrenamtes bei der Abnahme praktischer 
Prüfungsteile, bei denen auch die Ergebnisgewinnung bewertungsrelevant ist 
(zum Beispiel Arbeitsprobe, Arbeitsaufgabe) ausgeschlossen, weil für die Be-
wertung der Arbeits-/Vorgehensweise stets die Anwesenheit der Prüfer bezie-
hungsweise der weiteren Prüfenden erforderlich ist. 

Die Notwendigkeit der Entlastung des Ehrenamtes bei der Abnahme von prak-
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tischen Prüfungsteilen hat sich im Vergleich zur Novellierung 2005 auf Grund 
des Fachkräftemangels sogar erhöht, so dass die Einschränkung der Über-
tragungsmöglichkeit im Gesetzentwurf nicht nachvollziehbar ist. Zudem würde 
der neu gefasste § 42 Absatz 5 Satz 1 BBiG-E zu Unsicherheiten in der An-
wendung führen, weil zukünftig für jedes einzelne Prüfungsinstrument geklärt 
werden muss, ob eine Übertragung überhaupt zulässig ist. Diese Unsicherheit 
rührt daher, dass es eine Vielzahl von Prüfungsinstrumenten gibt, bei denen 
entweder nur das Prüfungsergebnis oder zusätzlich auch die Vorgehensweise 
bewertet wird und die Begrifflichkeiten in den einzelnen Aus- und Fort-
bildungsordnungen nicht einheitlich verwendet werden. 

Die Gefahr einzelne Prüfergruppen (Arbeitgeber, Arbeitnehmer oder Lehrer) 
bei der Bewertung zu übergehen ist dabei ausgeschlossen, weil der Prüfungs-
ausschuss nur einvernehmlich die Übertragung beschließen kann. Zudem ist 
zukünftig auch vorgesehen, dass bei einer Abweichung zwischen den beiden 
Bewertungen von mehr als 10 Prozent die endgültige Bewertung durch ein 
weiteres Mitglied des Prüfungsausschusses oder der Prüferdelegation erfolgt. 

Bei einer Abweichung von mehr als 10 Prozent ist einerseits zwischen schrift-
lichen und solchen Prüfungsleistungen, deren Bewertung unabhängig von der 
Anwesenheit bei der Erbringung erfolgen kann (erste Fallgruppe), und sonsti-
gen Prüfungsleistungen nach Satz 1 (zweite Fallgruppe) zu unterscheiden. Für 
die erste Fallgruppe ist die endgültige Bewertung durch ein vorab bestimmtes 
weiteres Mitglied des Prüfungsausschusses oder der Prüferdelegation aus-
reichend, da eine Bewertung im Nachhinein jederzeit möglich ist. Da bei der 
zweiten Fallgruppe eine spätere Bewertung nicht mehr oder nur zum Teil mög-
lich ist, bedarf es für die endgültige Bewertung einer Anhörung der Prüfenden 
und einer Einsichtnahme in deren Prüfungsdokumentation durch ein drittes 
vorab bestimmtes Mitglied des Prüfungsausschusses oder der Prüfungsdelega-
tion.  

Der Vorschlag orientiert sich beispielsweise an der praktizierten Regelung für 
die Gesundheitsberufe (zum Beispiel § 15 Absatz 3 KrPflAPrV, § 7 Absatz 2 
HebAPrV und § 7 Absatz 3 ErgThAPrV) zur Bewertung der praktischen  
Prüfung. 

Die Ausführungen zu § 42 Absatz 5 BBiG-E gelten sinngemäß auch für § 35a 
Absatz 5 HwO-E.

16. Zu Artikel 1 Nummer 23 Buchstabe a (§ 47 Absatz 5 – neu – BBiG) 

In Artikel 1 ist Nummer 23 wie folgt zu fassen: 

‚23. § 47 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 werden folgende Absätze 3, 4 und 5 eingefügt: 

„(3) Im Fall des § 73 Absatz 1 … < weiter wie Gesetzentwurf > …  

(4) Im Fall des § 73 Absatz 2 … < weiter wie Gesetzentwurf > … 

(5) Wird im Fall des § 71 Absatz 8 als zuständige Stelle eine Lan-
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desbehörde bestimmt, so erlässt die zuständige Landesregierung die 

Prüfungsordnung durch Rechtsverordnung. Die Ermächtigung nach 

Satz 1 kann durch Rechtsverordnung auf eine Landesbehörde über-

tragen werden.“

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 6.‘

Begründung: 

Die Begründung des Gesetzentwurfs zu Artikel 1 Nummer 23 Buchstabe a  
lautet:  

„Die ergänzten Absätze 3 und 4 sind Teil des Modernisierungspakets und be-
treffen die Rechtsform der Prüfungsordnung im Bereich des öffentlichen 
Dienstes. 

So sind zuständige Stellen im Bereich des öffentlichen Dienstes Behörden, die 
im Gegensatz zu den in § 71 genannten Kammern, bei denen es sich um  
Körperschaften des öffentlichen Rechts handelt, nicht über eine Satzungs-
autonomie verfügen. Zwar kann eine Behörde etwa Verwaltungsvorschriften 
erlassen, bei denen jedoch die fehlende Außenwirkung den grundrechtsrelevan-
ten Bestimmungen in einer Prüfungsordnung, insbesondere zum Bestehen und 
Nichtbestehen einer Prüfung, entgegensteht. 

Bisher existiert für den Erlass einer Rechtsverordnung durch die zuständige 
Stelle keine Rechtsgrundlage. Zur Erhöhung der Rechtssicherheit wird deshalb 
für den Erlass von Prüfungsordnungen durch zuständige Stellen im Bereich des 
öffentlichen Dienstes eine Rechtsgrundlage für den Erlass einer Rechtsverord-
nung geschaffen. Dieses Ziel wird mit den Ergänzungen über den Weg einer 
Rechtsverordnungsermächtigung im Sinne des Artikels 80 Absatz 1 Satz 1 GG 
sowie einer Subdelegation im Sinne von Artikel 80 Absatz 1 Satz 4 GG er-
reicht.“ 

Diese Aussagen gelten in gleicher Weise auch für Prüfungsordnungen, die von 
gemäß § 71 Absatz 8 bestimmten Landesbehörden erlassen werden. Es macht 
keinen Unterschied, ob eine Behörde zuständige Stelle für die Berufe des 
öffentlichen Dienstes ist oder ob eine Behörde zuständige Stelle für andere 
Berufe ist. Zur Erhöhung der Rechtssicherheit ist deshalb auch für den Erlass 
von Prüfungsordnungen durch zuständige Stellen gemäß § 71 Absatz 8 eine 
Rechtsgrundlage für den Erlass einer Rechtsverordnung zu schaffen. Im  
Interesse einer stringenten Regelungsstruktur entspricht die Regelung dem 
(neuen) § 47 Absatz 4 in der Fassung der BR-Drucksache 230/19. 

17. Zu Artikel 1 Nummer 24 (§ 48 Absatz 3 BBiG), 

Artikel 2 Nummer 15 (§ 39 Absatz 3 HwO) 

a) In Artikel 1 Nummer 24 ist in § 48 Absatz 3 das Wort „Umschulende“ 

durch das Wort „Umzuschulende“ zu ersetzen.
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b) In Artikel 2 Nummer 15 ist in § 39 Absatz 3 das Wort „Umschulende“ 

durch das Wort „Umzuschulende“ zu ersetzen.

Begründung: 

In § 48 Absatz 3 BBiG-E ist vorgesehen, dass „Umschulende“ auf ihren Antrag 
zur Zwischenprüfung zuzulassen sind. Der Begriff „Umschulende“ ist in  
diesem Zusammenhang jedoch falsch, weil darunter nicht der Prüfungsteil-
nehmer, sondern die Bildungseinrichtung zu verstehen ist. Der Gesetzgeber 
macht mit der Regelung in § 62 Absatz 2 BBiG deutlich, dass er unter dem  
Begriff „Umschulende“ die Bildungseinrichtungen versteht, welche Um-
schulungsmaßnahmen durchführen. In § 48 Absatz 3 BBiG-E geht es jedoch 
um die Zulassung von Prüfungsteilnehmern zur Zwischenprüfung. 

Die Ausführungen zu § 48 Absatz 3 BBiG-E gelten sinngemäß auch für § 39 
Absatz 3 HwO-E.

18. Zu den Abschlussbezeichnungen der beruflichen Fortbildungsstufen 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren einheitliche und ei-

genständige Abschlussbezeichnungen für die drei beruflichen Fortbildungsstu-

fen zu entwickeln, die einerseits deren Wertigkeit verdeutlichen und die 

Gleichwertigkeit beruflicher und akademischer Abschlüsse entsprechend ihrer 

Einstufung nach dem DQR zum Ausdruck bringen und andererseits Verwechs-

lungen mit akademischen Abschlüssen ausschließen. 

Der Ansatz, attraktive neue Abschlussbezeichnungen einzuführen, die die Kar-

rieremöglichkeiten in der beruflichen Bildung hervorheben, wird ausdrücklich 

begrüßt. Diese Abschlussbezeichnungen müssen transparent und eindeutig sein 

sowie verfassungsrechtlichen Vorgaben genügen. 

19. Zu Artikel 1 Nummer 25 (§ 53f – neu – , § 56 Absatz 3 – neu – BBiG) 

In Artikel 1 ist Nummer 25 wie folgt zu ändern: 

a) Nach § 53e ist folgender § 53f einzufügen: 

„§ 53f 

Fortbildungsabschlüsse 

Die Fortbildungsabschlüsse nach §§ 53b, 53c und 53d können durch ver-

gleichbare landesrechtliche schulische Abschlüsse oder durch landesrecht-

lich oder Bestimmungen der Pflegekammern geregelte Weiterbildungen in 

den Gesundheitsfachberufen erreicht werden.“
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b) Dem § 56 ist folgender Absatz anzufügen: 

„(3) Die Fortbildungsprüfungen nach § 53f werden nach den jeweiligen 

landesrechtlichen Bestimmungen oder den rechtlichen Bestimmungen der 

Pflegekammern durchgeführt.“ 

Folgeänderung: 

In Artikel 1 Nummer 1 ist nach der Angabe zu § 53e folgende Angabe einzufü-

gen: 

„53f Fortbildungsabschlüsse“ 

Begründung: 

Der gegenwärtige Gesetzentwurf privilegiert Abschlüsse, die in der Zuständig-
keit der zuständigen Stellen vergeben werden. Abschlüsse an Fachschulen 
„zum Beispiel Technikerin / Techniker“ haben jedoch im Bereich der dualen 
Berufsausbildung ebenfalls eine große Bedeutung und sollten daher in der Be-
zeichnung gleichgestellt werden können. Dies gilt auch für Weiterbildungsbe-
zeichnungen im Bereich der Gesundheitsfachberufe, zum Beispiel den Pflege-
berufen, soweit sie staatlich oder durch Pflegekammerrecht geregelt sind. 

20. Zu Artikel 1 Nummer 25 (§ 54 Absatz 1 Satz 2 – neu – BBiG) 

In Artikel 1 Nummer 25 ist dem § 54 Absatz 1 folgender Satz anzufügen: 

„Ist die zuständige Stelle eine Behörde, so erlässt sie die Fortbildungsprüfungs-

regelungen als Rechtsverordnung.“

Begründung: 

Anders als die in § 71 genannten Kammern, bei denen es sich um Körper-
schaften des öffentlichen Rechts handelt, verfügt eine Behörde nicht über eine 
Satzungsautonomie. Ist gemäß § 71 Absatz 8 eine Behörde als zuständige  
Stelle bestimmt, kann diese Behörde ohne entsprechende Ermächtigungsgrund-
lage lediglich Verwaltungsvorschriften erlassen. Zur Erhöhung der Rechts-
sicherheit wird deshalb für den Fall, dass eine Behörde gemäß § 71 Absatz 8 
als zuständige Stelle bestimmt ist, eine Rechtsgrundlage zum Erlass von 
Rechtsverordnungen geschaffen. Mit dieser Verordnungsermächtigung im Sin-
ne des Artikels 80 Absatz 1 Satz 1 GG können die gemäß § 71 Absatz 7 be-
stimmten Behörden die von ihnen zu erlassenden Fortbildungsprüfungsrege-
lungen als Rechtsverordnung erlassen.
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21. Zu Artikel 1 Nummer 25 (§ 56 Absatz 1 Satz 2 BBiG), 

Artikel 2 Nummer 17 (§ 42h Absatz 1 Satz 2 HwO) 

a) In Artikel 1 Nummer 25 ist in § 56 Absatz 1 Satz 2 die Angabe „§ 39  

Absatz 2“ durch die Angabe „§ 39 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 und 3“ zu  

ersetzen.

b) In Artikel 2 Nummer 17 ist in § 42h Absatz 1 Satz 2 die Angabe „§ 33 

Absatz 3“ durch die Angabe „§ 33 Absatz 1 Satz 2, Absatz 3 und 4“ zu  

ersetzen.

Begründung: 

Es soll eine Rechtsgrundlage für die Ermöglichung gemeinsamer Prüfungsaus-
schüsse auch im Bereich der Beruflichen Fortbildung geschaffen werden. In 
§ 56 Absatz 1 Satz 2 BBiG-E fehlt ein Verweis auf § 39 Absatz 1 Satz 2, um 
dies zu ermöglichen. Schon bisher ist die Errichtung gemeinsamer Prüfungs-
ausschüsse im Bereich der Fortbildungsprüfungen zwar in § 1 Absatz 3 der 
Musterprüfungsordnung für Fortbildungsprüfungen gemäß § 56 Absatz 1 in 
Verbindung mit § 47 Absatz 1 Berufsbildungsgesetz vorgesehen, nicht aber im 
BBiG selbst. Auch in der Fortbildung kommt es allerdings oft vor, dass sich 
bei einzelnen Kammern nur wenige Prüflinge für eine bestimmte Prüfung an-
melden und so die Errichtung eines Prüfungsausschusses bei jeder dieser 
Kammern nicht nur unwirtschaftlich, sondern im Hinblick auf das rare Prüfer-
ehrenamt auch schwierig ist. Die Schaffung einer Rechtsgrundlage für die  
Errichtung gemeinsamer Prüfungsausschüsse im BBiG auch im Bereich Fort-
bildung und damit eine weitere Entlastung des Ehrenamtes würde die Umset-
zung der in der Musterprüfungsordnung bereits vorgesehenen Verfahrensweise 
rechtssicher ermöglichen. 

Des Weiteren fehlt in § 56 Absatz 1 Satz 2 BBiG-E ein Verweis auf § 39 Ab-
satz 3 BBiG-E, der im Rahmen der Bewertung nicht mündlich zu erbringender 
Prüfungsleistungen die Einholung gutachterlicher Stellungnahmen Dritter er-
möglicht. Diese Option sollte auch für Fortbildungsprüfungen offengehalten 
werden.

Die Ausführungen zu § 56 Absatz 1 Satz 2 BBiG-E gelten sinngemäß auch für 
§ 42h Absatz 1 Satz 2 HwO-E.

22. Zu Artikel 1 Nummer 25a – neu – (§ 59 Satz 1a – neu – BBiG) 

Nach Artikel 1 Nummer 25 ist folgende Nummer 25a einzufügen: 

‚25a. Nach § 59 Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Ist die zuständige Stelle eine Behörde, so erlässt sie die Umschulungs-

prüfungsregelungen als Rechtsverordnung.“ ‘
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Begründung: 

Anders als die in § 71 genannten Kammern, bei denen es sich um Körper-
schaften des öffentlichen Rechts handelt, verfügt eine Behörde nicht über eine 
Satzungsautonomie. Ist gemäß § 71 Absatz 8 eine Behörde als zuständige Stel-
le bestimmt, kann diese Behörde ohne entsprechende Ermächtigungsgrundlage 
lediglich Verwaltungsvorschriften erlassen. Zur Erhöhung der Rechtssicherheit  
wird deshalb für den Fall, dass eine Behörde gemäß § 71 Absatz 8 als zustän-
dige Stelle bestimmt ist, eine Rechtsgrundlage zum Erlass von Rechtsverord-
nungen geschaffen. Mit dieser Verordnungsermächtigung im Sinne des Arti-
kels 80 Absatz 1 Satz 1 GG können die gemäß § 71 Absatz 7 bestimmten Be-
hörden die von ihnen zu erlassenden Umschulungsprüfungsregelungen als 
Rechtsverordnung erlassen. 

23. Zu Artikel 1 Nummer 33a – neu – (§ 90 Absatz 3 Nummer 5 – neu – , 6 – neu – 

BBiG)

In Artikel 1 ist nach Nummer 33 folgende Nummer 33a einzufügen: 

‚33a. § 90 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 4 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt. 

b) Folgende Nummern 5 und 6 werden angefügt: 

„5. die Erstellung von Gutachten darüber, ob die Fortbildungsprü-

fungsregelungen der zuständigen Stellen nach § 54 die Voraus-

setzungen des § 53b Absatz 2 und 3 sowie des § 53a Absatz 2, 

des § 53c Absatz 2 und 3 oder des § 53d Absatz 2 und 3 erfül-

len; 

6. die Erstellung von Gutachten darüber, ob die Fortbildungsprü-

fungsregelungen der Handwerkskammern nach § 42f der 

Handwerksordnung die Voraussetzungen des § 42b Absatz 2 

und 3 sowie des § 42a Absatz 2, des § 42c Absatz 2 und 3 oder 

des § 42d Absatz 2 und 3 der Handwerksordnung erfüllen.“ ‘

Begründung: 

Die von § 54 BBiG-E beziehungsweise § 42f HwO-E neu eingeführte Aufgabe 
der Gleichwertigkeitsprüfung für Fortbildungsprüfungsregelungen der zustän-
digen Stellen beziehungsweise Handwerkskammern bedarf einer fachlichen 
Expertise, über die nur das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) verfügt. 
Daher ist es zur Qualitätssicherung unerlässlich, dass das BIBB diese neue 
Aufgabe erhält. Durch die Einfügung dieser neuen Aufgabe in den § 90 Ab-
satz 3 BBiG, wodurch klargestellt wird, dass es sich um eine originäre Bundes-
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aufgabe des BIBB und nicht um eine weitere Aufgabe im Sinne des § 90 Ab-
satz 4 BBiG handelt, ergibt sich – insbesondere auch in Verbindung mit § 96 
BBiG – die Verpflichtung des Bundes zur Kostentragung für die Gleichwertig-
keitsprüfung.

24. Zu Artikel 1 Nummer 33a – neu – (§ 92 Absatz 3 Satz 3 BBiG) 

In Artikel 1 ist nach Nummer 33 folgende Nummer einzufügen: 

‚33a. In § 92 Absatz 3 Satz 3 werden nach den Wörtern „Bundesagentur für 

Arbeit,“ die Wörter „der Kultusministerkonferenz,“ eingefügt.‘

Begründung: 

Die Vertreterinnen und Vertreter der Sozialpartner sowie des Bundes und der 
Länder beschließen die für die duale Erstausbildung erforderlichen Ausbil-
dungsordnungen als Entscheidungsvorlage für die Bundesregierung. Darüber 
wirken sie an Vorhaben im Bereich der beruflichen Bildungsforschung, des 
Berufsbildungsberichtes und an der Durchführung der Berufsbildungsstatistik 
mit. In all diesen Punkten sind die Länder im Rahmen ihrer föderal strukturier-
ten bildungspolitischen Gesamtverantwortung mit betroffen. Um ein für ganz 
Deutschland realistisches Gesamtbild darstellen zu können, wäre eine gute 
Verzahnung der Datenerfassung wünschenswert. 

Mit dem Sekretariat der Kultusministerkonferenz der Länder verfügen die 
Länder über eine Institution, in der alle datentechnischen und bildungspoliti-
schen Aufgaben der sechszehn Länder untereinander koordiniert und für die er-
forderlichen Abstimmungen der Gremien innerhalb der KMK vorbereitet wer-
den. Dadurch wird in Deutschland trotz der föderalen Struktur ein Höchstmaß 
an Durchlässigkeit und Vergleichbarkeit im Interesse der Mobilität der Jugend-
lichen gewährleistet. Die Schnittmengen mit den Aufgaben des Berufsbil-
dungsinstituts sind daher groß und die Zielsetzungen des Bundes und der Län-
der vielfach deckungsgleich. Eine Vertreterin oder ein Vertreter der Institution 
„Kultusministerkonferenz“ könnte daher bei den Entscheidungsfindungen des 
Hauptausschusses eine Berichts- und Beratungsfunktion übernehmen, die so-
wohl die Aufgaben des Berufsbildungsinstituts als auch die der KMK zeitnah 
und konstruktiv miteinander verzahnen kann, ohne das Abstimmungsverhältnis 
im Hauptausschuss zu verändern. Die politische Interessenvertretung der Län-
der im Hauptausschuss wird durch eine solche Regelung nicht tangiert, diese 
findet über die Vertreterinnen und Vertreter der Länder mit Stimmrecht im 
Hauptausschuss statt.

25. Zu Artikel 1 Nummer 40 (§ 105 BBiG) 

In Artikel 1 Nummer 40 sind in § 105 nach dem Wort „Mindestvergütung“ die 

Wörter „und zur Teilzeitberufsausbildung“ einzufügen. 
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Begründung: 

Die Regelungen zur Teilzeitberufsausbildung sollten ebenso wie die Regelun-
gen zur Mindestvergütung wissenschaftlich evaluiert werden. Es ist insbeson-
dere zu evaluieren, ob die geschaffenen Regelungen zur Teilzeitberufsaus-
bildung geeignet sind, das verfolgte Ziel einer Erweiterung der Zielgruppen für 
eine Berufsausbildung in Teilzeit zu erreichen. Dies gilt vor allem für die 
Überprüfung der Auswirkungen der Verlängerung der Ausbildungsdauer auf 
höchstens das Eineinhalbfache der Vollzeitausbildungsdauer. 

Der gewählte Zeitpunkt der Evaluation fünf Jahre nach Inkrafttreten des BBiG 
erlaubt die Analyse des gesetzlichen Rahmens unter wechselnden ökono-
mischen Bedingungen und er ist erforderlich, um die Verfügbarkeit einer brei-
ten Erfahrungsbasis sicherzustellen, da die zu überprüfenden Regelungen erst 
bei neuabgeschlossenen Berufsausbildungsverträgen ab Inkrafttreten des BBiG 
wirksam werden.

26. Zu Artikel 2 Nummer 10 Buchstabe d (§ 34 Absatz 7 Satz 1 HwO) 

In Artikel 2 Nummer 10 Buchstabe d sind in § 34 Absatz 7 Satz 1 nach dem 

Wort „Handwerkskammer“ die Wörter „oder die nach § 33 Absatz 1 Satz 3 von 

der Handwerkskammer zur Errichtung von Prüfungsausschüssen ermächtigte 

Handwerksinnung“ einzufügen.

Begründung: 

Nach § 33 Absatz 1 Satz 3 HwO-E kann die Handwerkskammer Handwerks-
innungen ermächtigen, Gesellenprüfungsausschüsse zu errichten, wenn die 
Leistungsfähigkeit der Handwerksinnung die ordnungsgemäße Durchführung 
der Prüfung sicherstellt. In diesen Fällen muss auch die zur Errichtung von 
Prüfungsausschüssen ermächtigte Handwerksinnung die Möglichkeit haben, 
weitere Prüfende für den Einsatz in Prüferdelegationen nach § 35a Absatz 2 
HwO-E zu berufen. § 34 Absatz 7 Satz 1 HwO-E ist dementsprechend zu er-
gänzen.

27. Zu Artikel 2 Nummer 10 Buchstabe d (§ 34 Absatz 9 Satz 1a – neu – bis 1c – neu – 

HwO) 

In Artikel 2 Nummer 10 Buchstabe d sind in § 34 Absatz 9 nach Satz 1 folgen-

de Sätze einzufügen: 

„Niemand darf in der Übernahme oder Ausübung des Amtes als Mitglied oder 

Stellvertreter eines Prüfungsausschusses oder einer Prüferdelegation beschränkt 

oder wegen der Übernahme oder Ausübung des Amtes benachteiligt werden. 

Mitglieder in Prüfungsausschüssen oder Prüferdelegationen und deren Stellver-

treter sind für die Zeit ihrer Prüfertätigkeit von ihrem Arbeitgeber von der Ar-
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beitsleistung freizustellen. Die Kündigung eines Arbeitsverhältnisses wegen der 

Übernahme oder Ausübung des Amtes ist unzulässig.“

Begründung: 

Das ehrenamtliche Prüfungswesen ist ein Grundpfeiler des Systems der dualen 
Berufsausbildung und der dualen Fortbildung in Deutschland. Die paritätische 
Besetzung der Prüfungsausschüsse und die Anforderungen an die Qualifikation 
der Prüferinnen und Prüfer sichern die hohe Qualität der Abschlussprüfungen. 
Das ehrenamtliche Prüfungswesen gerät jedoch in der Praxis zunehmend unter 
Druck. 

Das BMBF stellt in seinem Evaluierungsbericht zum BBiG vom 23. März 2016 
fest, dass die zuständigen Stellen immer öfter Probleme haben, genügend Prü-
ferinnen und Prüfer für die Prüfungsausschüsse zu gewinnen. Insbesondere für 
Arbeitnehmervertreter sei es schwierig, von ihrem Arbeitgeber eine Freistel-
lung für die Prüfertätigkeit zu erhalten.  

Mit den in Artikel 1 Nummern 17 bis 19 des Gesetzentwurfs vorgeschlagenen 
Regelungen zur Durchführung der Prüfungen soll deshalb die Flexibilität beim 
Einsatz von Prüfern erhöht werden. Das reicht aber nicht aus. Darüber hinaus 
ist eine gesetzliche Pflicht zur Freistellung der Prüfer und Prüferinnen erforder-
lich. Nur so kann sichergestellt werden, dass sich zum einen genügend Prüfer 
und Prüferinnen der Arbeitnehmerseite zur Mitarbeit im Prüfungswesen bereit 
erklären, weil sie keine beruflichen Nachteile befürchten müssen. Zum anderen 
wird die Funktionsfähigkeit des Prüfungswesens aufrechterhalten, weil gesetz-
lich klar gestellt ist, dass die Prüferinnen und Prüfer in der konkreten Prüfungs-
situation auch tatsächlich zur Verfügung stehen werden. 

Damit Ausbildungsbetriebe, welche Prüferinnen und Prüfer bereitstellen, nicht 
doppelt belastet werden, haben die zuständigen Stellen die Möglichkeit, für 
diese Betriebe geringere Prüfungsgebühren festzusetzen und die Prüfungskos-
ten über die allgemeinen Kammerbeiträge auf alle Mitgliedsunternehmen um-
zulegen. Dies wird von den Industrie- und Handelskammern beziehungsweise 
Handwerkskammern zum Teil bereits heute so praktiziert. 
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